
 

 

 
 
 

Mitteilung nach § 5 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung  
(UVPG) bei unterbleibender Umweltverträglichkeitsprüfung 

 
 
Die Firma Dachser Logistikzentrum Karlsruhe GmbH & Co. KG hat mit Schreiben vom 
04. November 2025 beim Regierungspräsidium Karlsruhe den Antrag auf Erteilung ei-
ner immissionsschutzrechtlichen Genehmigung gemäß § 16 Abs. 2 BImSchG zur Än-
derung Ihres bestehenden Gefahrstofflagers auf Ihrem Betriebsgelände Thomas-
Dachser-Straße1 in 76316 Malsch gestellt.  
 
Im Wesentlichen beabsichtigt die Antragstellerin eine Erhöhung der zulässigen La-
germengen an Aerosolpackungen unter Einhaltung der unveränderten Höchstlager-
menge an gefährlichen Stoffen innerhalb des bestehenden Gefahrstofflagers. 
 
Für dieses Vorhaben war eine allgemeine Vorprüfung des Einzelfalls nach den §§ 5, 7 
und 9 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in Verbindung 
mit Anlage 1 Nr. 9.1.2.2 Spalte 2 und Anlage 3 des UVPG durchzuführen.  
 
Im Rahmen der Prüfung wurde festgestellt, dass für das beantragte Vorhaben keine 
Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung besteht. Das Vorhaben 
kann nach Einschätzung der Behörde aufgrund überschlägiger Prüfung unter Berück-
sichtigung der in Anlage 3 des UVPG aufgeführten Kriterien keine erheblichen nach-
teiligen Umweltauswirkungen haben, die nach § 25 UVPG zu berücksichtigen wären.  
 
Diese Einschätzung stützt sich im Wesentlichen auf folgende Gründe: 
 
 Das Vorhaben befindet sich auf dem Werksgelände der Firma Dachser Logistik-

zentrum Karlsruhe GmbH & Co. KG. Durch die geplanten Änderungen wird keine 
neue Fläche in Anspruch genommen. Der Versiegelungsgrad des Bodens ändert 
sich nicht.  

 
 Durch die geplante Änderung erfolgt keine Änderungen am bestehenden Lagerbe-

trieb. Die Anzahl der Lagerplätze wird nicht erhöht, die gesamte Höchstlager-
menge an gefährlichen Stoffen im Bereich des Gefahrstofflagers bleibt unverän-
dert. 
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 Die Auswirkungen für die Szenarien: Stofffreisetzung, Brand und Explosion bleiben 

durch die geplante Änderung bei Einhaltung der gesamten Höchstlagermenge an 
gefährlichen Stoffen im Bereich des Gefahrstofflagers unverändert 

 
 Die geplante Erhöhung der maximalen Lagermenge pro Brandabschnitt für Stoffe 

der Kategorie P3a entzündbare Aerosole (Lagerklasse 2B) von bisher 100 t auf zu-
künftig 200 t stellt unter Einhaltung der gesamten Höchstlagermenge an gefährli-
chen Stoffen im Bereich des Gefahrstofflagers keine Erhöhung des Gefährdungs-
potenzials dar. 

 
 Durch das Vorhaben werden keine Beeinträchtigungen der Nachbarschaft und der 

Umwelt durch Lärm verursacht. Die Anzahl der an- und abfahrenden LKWs bleibt 
unverändert. 

 
 Pflanzen, Biotope und Tiere werden durch diese Maßnahme nicht betroffen, so 

dass auch aus naturschutzrechtlicher Sicht keine Anhaltspunkte ersichtlich sind, 
die eine Umweltverträglichkeitsprüfung auslösen würden. 

 
Erhebliche negative Umweltauswirkungen sind somit durch die geplante Änderung 
insgesamt nicht zu erwarten.  
 
Gemäß § 5 Abs. 3 Satz 1 UVPG ist diese Feststellung nicht selbständig anfechtbar.  
 
Diese Mitteilung gilt als Bekanntgabe nach § 5 Abs. 2 UVPG.  
 
 
Karlsruhe, den 27.02.2026  
Regierungspräsidium Karlsruhe  
Abteilung Umwelt  
Referat. 54.4 
 


